Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 339 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Lastenausgleich (Lasten- 
ausgleichs gesetz - LAG) vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes und des Feststcllungsgesetzes 
vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 693) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 254 Abs. 3 werden die Worte „am 
Ort eines gesicherten Arbeitsplatzes” ge- 
strichen. 

2. In § 267 Abs. 2 Nr. 2 erhält Buchst, a 
folgenden Zusatz: 

„Eltern oder Eltcrntcile, die eine Eltern- 
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
oder aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung beziehen, ein Freibetrag von 50 v. H., 
jedoch mindestens ein Freibetrag von 
30 DM monatlich. Erhöhungsbeträge zu 
diesen Elternrcnten aus Anlaß des Ver- 
lustes weiterer Kinder sind den Einkünften 
nicht hinzuzurechnen.” 


3. In § 267 Abs. 2 Nr. 6 werden die Frei- 
beträge 

von „5 DM monatlich” auf „25 DM 
monatlich”, 

von „4 DM monatlich” auf „20 DM 
monatlich”, 

von „2 DM monatlich” auf „10 DM 
monatlich” 
erhöht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 17. März 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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